Statuten der Genossenschaft Luftseilbahn Isenfluh-Sulwald

Statuten der Genossenschaft Luftseilbahn Isenfluh-Sulwald 
Präambel:

Aus Gründen der Vereinfachung wird im folgenden Text die männliche Form verwendet. Die jeweiligen Begriffe gelten jedoch in der männlichen und weiblichen Form entsprechend.

I. Firma, Sitz und Zweck

Artikel 1

Unter der Firma 

Genossenschaft Luftseilbahn Isenfluh-Sulwald
besteht mit Sitz in Isenfluh, Gemeinde Lauterbrunnen, auf unbestimmte Zeit eine Genossenschaft gemäss den vorliegenden Statuten und den Vorschriften im Sinne der Art. 828 ff. des Schweizerischen Obligationenrechtes.

Artikel 2

Die Genossenschaft bezweckt den Bau und Betrieb einer Luftseilbahn von Isenfluh nach Sulwald, und die Förderung aller Bestrebungen zur besseren Bewirtschaftung des Gebietes Isenfluh-Sulwald und der umliegenden Alpen.
II. Mitgliedschaft
A. Aufnahme



Artikel 3

Mitglieder der Genossenschaft können werden:
a.
Natürliche Personen;

b.
Kollektiv- und Kommanditgesellschaften, sofern sie im Handelsregister eingetragen sind und Sitz in der Schweiz haben;

c.
Juristische Personen, die ihren Sitz in der Schweiz haben.

Artikel 4

Über die Aufnahme eines Genossenschafters entscheidet die Verwaltung auf Grund einer schriftlichen Beitrittserklärung. Die Verwaltung ist nicht verpflichtet, die Ablehnung eines Aufnahmegesuches dem betroffenen Bewerber gegenüber zu begründen.
Die Aufnahme kann zu jeder Zeit erfolgen.

B. Das Ausscheiden aus der Genossenschaft

Artikel 5

a.
Der Austritt aus der Genossenschaft kann unter Beachtung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten nur auf das Ende eines Geschäftsjahres erfolgen.

Der Austritt aus der Genossenschaft kann von der Verwaltung bis auf fünf Jahre hinausgeschoben werden.


Die Fünfjahresfrist beginnt mit Ablauf eines Geschäftsjahres, wobei der Verwaltung die Kündigung auf Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden muss.

b.
Beim Ableben eines Genossenschafters bleiben die Erben Mitglied der Genossenschaft; sie haben einen gemeinsamen Vertreter zu bestellen.

c.
Juristische Personen, Kollektiv- und Kommanditgesellschaften scheiden zufolge ihrer Auflösung aus.

Artikel 6

Ein Mitglied kann aus wichtigen Gründen ausgeschlossen werden, insbesondere, 
· wenn es den Interessen der Genossenschaft zuwiderhandelt, 
· seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, 

· für die finanziellen Leistungen an die Genossenschaft fruchtlos betrieben worden ist oder

· mehr als zehn Jahre keinen Kontakt zur Verwaltung hat und der Genossenschaft der Aufenthalt/Wohnsitz des Genossenschafters unbekannt ist.

Der Ausschluss wird von der Verwaltung beschlossen. Dem Ausgeschlossenen steht innert 30 Tagen nach Eröffnung des Ausschlusses das Rekursrecht an die Generalversammlung zu. Innert 3 Monaten seit Eröffnung des Beschlusses der Generalversammlung kann der Ausgeschlossene den Richter anrufen. 
Artikel 7
Ausscheidende oder ausgeschlossene Genossenschafter haben weder einen Anspruch auf das Genossenschaftsvermögen, noch auf Rückzahlung des Genossenschaftsanteils. Es bleibt indessen der Generalversammlung vorbehalten, dem ausscheidenden oder ausgeschlossenen Mitglied oder dessen Erben auf schriftliches Gesuch hin eine Rückzahlung zu gewähren unter folgenden Bedingungen:
a.
Im Zeitpunkt der Beschlussfassung muss die Finanzlage der Genossenschaft die Auszahlung zulassen und deren Bestand darf durch die kommende Auszahlung nicht gefährdet werden;

b.
der Rückzahlungswert wird nach dem inneren Wert des Genossenschaftanteils bestimmt; auf keinen Fall wird mehr als der Nominalwert entrichtet;

c.
die Rückzahlung darf erst drei Jahre nach dem Ausscheiden erfolgen.

III. Organisation
Artikel 8
Die Organe der Genossenschaft sind:

a.
Die Generalversammlung, bestehend aus der Gesamtheit der Mitglieder der Genossenschaft;

b.
die Verwaltung;

c.
die Revisionsstelle.

A. Die Generalversammlung

Artikel 9

Die ordentliche Generalversammlung findet an einem durch die Verwaltung zu bestimmenden Ort innerhalb des Amtsbezirkes Interlaken alljährlich innerhalb sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt.

Eine ausserordentliche Generalversammlung kann jederzeit an einem durch die Verwaltung zu bestimmenden Orte innerhalb des Amtsbezirkes Interlaken abgehalten werden.

Sie muss namentlich in den Fällen einberufen werden, die in Art. 881 Abs. 2, Art. 903 Abs. 3 und Art. 905 Abs. 2 OR vorgesehen sind.

Artikel 10

Die Generalversammlung wird durch die Verwaltung, nötigenfalls durch die Revisionsstelle einberufen. Art. 881 Abs. 2 und 3 OR bleibt vorbehalten.

Artikel 11

Die Generalversammlung ist mindestens 10 Tage vor dem Versammlungstage einzuberufen. Die Einladung erfolgt durch Brief an die Mitglieder der Genossenschaft. Die Verhandlungsgegenstände sind bei der Einberufung bekanntzugeben.

Über Gegenstände, die nicht in dieser Weise angekündigt worden sind, können Beschlüsse nicht befasst werden, es sei denn, dass sämtliche Genossenschaftsmitglieder anwesend sind und kein Widerspruch erhoben wird.

Zu nicht angekündigten Gegenständen können jedoch Anträge gestellt und Verhandlungen geführt werden.
Artikel 12

Der Generalversammlung stehen folgende unübertragbare Befugnisse zu:

a.
Die Festsetzung und Änderung der Statuten;

b.
die Wahl und Abberufung der Verwaltung und der Revisionsstelle;

c.
die Genehmigung des Lageberichtes und der Konzernrechnung;
d.
die Entlastung der Verwaltung;

e.
die Beschlussfassung über Gegenstände, die der Generalversammlung durch das Gesetz oder die Statuten vorbehalten sind.

Artikel 13

Zur Teilnahme an einer Generalversammlung ist jeder Genossenschafter berechtigt. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Ein Genossenschafter kann sich durch einen anderen Genossenschafter oder ein handlungsfähiges Familienmitglied vertreten lassen. Niemand kann mehr als einen Genossenschafter vertreten. Der Stellvertreter hat sich durch schriftliche Vollmacht auszuweisen.

Artikel 14

Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen, soweit das Gesetz oder die Statuten es nicht anders bestimmen, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. In einem zweiten Wahlgang entscheidet das relative Mehr. Bei Stimmengleichheit entscheidet bei Beschlüssen der Stichentscheid des Präsidenten, bei Wahlen das Los.

Für Beschlüsse über die Einführung der Nachschusspflicht und der persönlichen Haftung der Mitglieder, Änderung der Statuten, Fusion und Auflösung gilt das gesetzliche Quorum (Art. 888 Abs. 2 und 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Bst. d FusG).

In der Regel finden die Abstimmungen und die Wahlen offen statt. Wenn ein Zehntel der Anwesenden es verlangt, muss die Abstimmung oder die Wahl geheim erfolgen.

Artikel 15

Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsident der Verwaltung oder ein anderes ihrer Mitglieder.
Der Präsident der Generalversammlung bezeichnet den Protokollführer und die Stimmenzähler.

Die Beschlüsse der Generalversammlung und die vorgenommenen Wahlen sind zu protokollieren.

Das Protokoll ist vom Präsidenten und dem Protokollführer zu unterzeichnen.

B. Die Verwaltung

Artikel 16

Die Verwaltung besteht aus wenigstens drei Mitgliedern, welche von der Generalversammlung auf eine Amtsdauer von 4 Jahren gewählt werden.

Die Zahl der Mitglieder wird durch die Generalversammlung bestimmt.

Die Mehrheit der Verwaltung muss aus Genossenschaftern und aus Schweizer Bürgern bestehen, die in der Schweiz wohnhaft sind.

Die Mitglieder der Verwaltung sind wiederwählbar.

Artikel 17

Die Verwaltung konstituiert sich selbst, indem sie ihren Präsidenten, Vizepräsidenten, Sekretär und Kassier wählt. Als Sekretär und als Kassier kann auch eine Person bezeichnet werden, die der Verwaltung nicht angehört.

Artikel 18

Die Verwaltung versammelt sich, so oft der Präsident eine Sitzung einberuft. 

Er ist dazu verpflichtet, wenn zwei Mitglieder der Verwaltung es verlangen.
Die Verwaltung ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist. Sie fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen mit absoluter Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Nötigenfalls findet ein zweiter Wahlgang statt, wobei das relative Mehr entscheidet. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Präsidenten, bei Wahlen das Los.

Über die Verhandlungen ist ein Protokoll zu führen, das vom Präsidenten und vom Sekretär zu unterzeichnen ist.

Artikel 19

Die Verwaltung hat die Geschäfte der Genossenschaft mit aller Sorgfalt zu führen. Sie hat insbesondere folgende Befugnisse und Pflichten:

a.
Die Generalversammlung einzuberufen, deren Geschäfte vorzubereiten und ihre Beschlüsse auszuführen;
b.
Mitglieder aufzunehmen und auszuschliessen;

c.
die notwendigen Geschäftsbücher und das Genossenschaftsverzeichnis zu führen;

d.
die Geschäftsführung oder einzelne Teile derselben, sowie die Vertretung der Genossenschaft an Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen, mit diesen Personen Anstellungsverträge abzuschliessen, ihnen Weisungen zu erteilen und ihre Geschäftsführung zu überwachen;

e.
Verträge jeder Art mit Dritten abzuschliessen, die geeignet oder notwendig sind, den Zweck der Genossenschaft zu verwirklichen;

f.
die im Rahmen des Genossenschaftszweckes erforderlichen Reglemente, insbesondere das Reglement über den Betrieb und die Benützung der Seilbahn, zu erlassen;
g.
die Jahresrechnung nach den gesetzlichen Vorschriften aufzustellen; 

h.
die Beschlussfassung über Gegenstände, die nicht durch die vorliegenden Statuten oder durch zwingende gesetzliche Bestimmungen in die Kompetenz eines anderen Organs gewiesen werden.

Artikel 20

Die Verwaltung bezeichnet die vertretungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung. Mindestens eines ihrer in der Schweiz wohnenden Mitglieder schweizerischer Nationalität muss jedoch zur Vertretung befugt sein.
Artikel 21
Die Mitglieder der Verwaltung üben ihr Amt unentgeltlich aus. Die Barauslagen sind zu vergüten. Die Generalversammlung kann darüber hinaus eine besondere Vergütung festsetzen.

C. Die Revisionsstelle
Artikel 22

Sofern eine ordentliche oder eine eingeschränkte Revision durchzuführen ist, wählt die Genossenschaftsversammlung für jeweils ein Geschäftsjahr eine Revisionsstelle.

Mit Zustimmung aller Genossenschafter kann auf die eingeschränkte Revision verzichtet werden, wenn die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat. Ein solcher Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. 

Jeder Genossenschafter hat jedoch das Recht, spätestens zehn Tage vor der Genossenschaftsversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Genossenschaftsversammlung muss diesfalls eine Revisionsstelle wählen.

IV. Finanzielle Bestimmungen

Artikel 23

Die Höhe des Genossenschaftskapitals ist unbeschränkt. Die Genossenschaft beschafft sich die zur Erfüllung ihrer Zwecke erforderlichen Mittel durch

a.
Schaffung eines Genossenschaftskapitals, eingeteilt in Genossenschaftsanteile von Fr. 100.00, Fr. 500.00 und Fr. 1‘000.00, auf den Namen lautend;

b.
Aufnahme von Darlehen;

c.
allfällige Gewinnüberschüsse;

d.
Subventionen und Beiträge Dritter.

Anstelle der Herausgabe von Anteilscheinen kann die Genossenschaft ein Register führen, das den Genossenschafter mit Namen führt und die Anzahl seiner Genossenschaftsanteile mit entsprechendem Nominalwert.

Artikel 24

Jeder Genossenschafter hat wenigstens einen Genossenschaftsanteil zum Nominalwert von Fr. 100.00 zu übernehmen.

Er darf Genossenschaftsanteile bis zum Höchstbetrage von Fr. 100‘000.00 übernehmen.

Artikel 25

Jede persönliche Haftung der Mitglieder ist ausgeschlossen, ebenso jede Nachschusspflicht.

Artikel 26

Das Geschäftsjahr beginnt am 01. Januar und endet am 31. Dezember. 

Das erste Geschäftsjahr beginnt mit dem Datum der Gründung und endigt am 31. Dezember 1973.

Artikel 27

10 Tage vor der Generalversammlung, die über die Genehmigung des Lageberichtes, der Konzernrechnung und der Jahresrechnung zu entscheiden hat, werden diese mit dem Revisionsbericht zur Einsicht der Genossenschafter am Sitz der Genossenschaft aufgelegt. Jeder Genossenschafter ist berechtigt, auf Kosten der Genossenschaft eine Abschrift der Betriebsrechnung und der Bilanz am Sitze der Genossenschaft anzufordern.

Artikel 28

Ein Reinertrag ist wie folgt zu verwenden:

1.
Mindestens ein Zwanzigstel ist dem gesetzlichen Reservefonds zuzuweisen, bis dieser einen Fünftel des Genossenschaftskapitals erreicht hat. Der Fonds ist gemäss Art. 860 Abs. 3 OR zu verwenden.

2.
Alsdann werden die Genossenschaftsanteile mit höchstens 6% verzinst.

3.
Für den Fall, dass die Genossenschaft ständiges Personal zum Betrieb und Unterhalt der Luftseilbahn Isenfluh-Sulwald beschäftigt, ist die Genossenschaft zur Aeufnung eines Wohlfahrts- und Unterstützungsfonds gemäss Art. 862 OR oder ähnlichen Massnahmen der Personalfürsorge berechtigt.
V. Schiedsgericht

Artikel 29

Streitigkeiten zwischen der Genossenschaft, ihren Organen und ihren Mitgliedern werden durch ein Schiedsgericht beurteilt. Zur Bildung des Schiedsgerichts bezeichnet jede Partei einen Schiedsrichter. Die beiden Schiedsrichter bestimmen gemeinsam den Obmann; können sie sich innert 14 Tagen nach ihrer Ernennung über die Person des Obmanns nicht einigen, so wird dieser durch den Regierungsstatthalter von Interlaken-Oberhasli bezeichnet. Das Schiedsgericht bestimmt selber das Verfahren und entscheidet endgültig. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Zivilprozessordnung über die Schiedsgerichte.

VI. Auflösung und Liquidation

Artikel 30

Wird die Auflösung beschlossen, so besorgt die Verwaltung die Liquidation, sofern die Generalversammlung nicht besondere Liquidatoren ernennt.

Artikel 31

Das Vermögen der Genossenschaft wird, nach Tilgung ihrer Schulden, in erster Linie zur Rückzahlung der Anteilscheine zum Nominalwert verwendet. Über einen allfällig verbleibenden Überschuss steht der Generalversammlung das freie Verfügungsrecht zu. Sie kann den Überschuss unter den Mitgliedern bzw. deren Rechtsnachfolgern nach Köpfen oder nach Anteilscheinen verteilen oder den Liquidationsüberschuss zu genossenschaftlichen Zwecken oder zur Förderung gemeinnütziger Bestrebungen verwenden.

VII. Bekanntmachungen

Artikel 32

Die Mitteilungen der Genossenschaft erfolgen brieflich, die Bekanntmachungen durch Publikation im Schweizerischen Handelsamtsblatt.

* * * * * * * * * * *

Einstimmig genehmigt an der Gründungsversammlung vom 07. April 1973 in Isenfluh. Teilweise revidiert an der Genossenschaftsversammlung vom 10. Juni 2017. 

Der Präsident:
Der Sekretär:
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